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1a Beantwortung der Antrage der Abg. Dr. G l' e d 1 e I' und Genossen, 
betreffend Zus"ellung vODDienstbri~feD an Parteien ohne Freimachung, teilt 

Buadeakanzler Ing. ,R a. ab' namens der Bundesregierung folgendes m:i,. t,: 

, 

• .eh den Bestimmungen der Postordnung ist die Freimaobu~ von 
)~leten UA4 'ostkarten bei der Aufgabe nicht gefordert, sondern erwünscht. 
Daduroh hat jeder Absender die K8g1iohkeit~ die Postgebühren auf d@n Empfänger 

abzuwälsen. »1e.8 M6g1ioJUce1t muss abeX" jedem Aa.ender aus sozialen Er­
wfl.&ungen otten ,eha1ten werden, 4amit er dt1ngende oder wiohtige Kittei ... 
luagea &\loh daM an 48%1 Etnptänge~ gelangeft la.ssen kann. wenn er niol1t im 
Besitze 4 •• ~ur Freimachung notwendigen Betrages ist. me.er in allen 
lC\ll~8"aa.te1\ Cf'ltende Grundsatz ist für Briefe und ,Postkarten in den 

§§ 48 ~4 50 derPo.tordnung verankert. 
rUD .eratebt es siob wohl von selbst, dass die Post als öfleatli-

ob. Ei~1ohtuns verpfliChtet ist, diese Begünstigung allen Postberiüt.srn Ua4 
damit auok dea Behörden und lmte,..n zugute kommen zu lassem 

Die .. BestlnstiSUDg des Absenders hat aber für dan Emp~änpr dan 'Nach­
tell, 4a8. er bei der tibernan.e der Sendung die doppelte tehlende GebUhr 

.8thlan ="8. IsiJ der Absender jedo~h eine Dienstste;l.le, dann bat der 

Bmpfänpr naoh § 3 der Verordnung, BGBl.Nr. 112/1941~nur die einfaohe 
tehletide Gebühr z~ zahlen, wenn die Sendung 

trist. 

a} 41e amtliche Benennung der absendenden Dienststelle un4 
'b) den Vermerk "Postgebühr beim Elapfänger einheben" 

Der § 3 der va, BGB1.Nr. 112, bildet dab~r nicht elie G~ndlage für 

das Reoht. 4~r Behörden und Ämter, ihre Briefe und Postk~tea B1ohtfre1-
gemacht' aufsugeben' - die~es Reoht steht ihnen aut Grund der §§ 48 und 50 
der PostDrdnung zu -;sondarn bestimmt, unter welchen Vo,..ausae'tllungen der 
Empfänger anstelle der doppelten nur die einfache fehlende Gebühr zu ent­
richten hat. Der § 3 beinhaltet also einen Verzicht ier Post auf die ihr 
naoh de""Postordnung zustehende Entschädigung für elie ihr durch die nach-
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.W'IU.,U &1ab6'buq 4er ~1;,.tcebU.b1".1'l GlLtat.bea4. lfe1ln:rhit. . 
O~ uncl i~1 t nun d~-e BehSrflen ttnc1 lat.~ SJa 411 .. 1_ .. fall )e-. 

... lati,at 8~, 41. PiI81;pbühren auf dea :E!npfinger abzuril •• a, b.etll11JMa 419 

.&aalhläc1ean Jwscbr1ften, 1nabesonc1.ere 418 Ve:rtaht'.nsvor.O~lt"en •. »1_ 

liahal "Wl« deraelben 1st den in Bet:racbt kOllVD8n4ell·Bea,mtGll iUr Pflicht 

.... oht Uft4 aU8.e~c1em durch da. ~tshaftungsgeset_ gewährl$ietet. Der 

.. " .. § 1 aer Vero:rdmma, BGB1.Nr. 112/1941, weist darauf hin. wenn er 

\ •• 'U.t, 'Aas. 41. ,.-arien und Ämter nur Itunbeschadet dGr Vorschrift • ., 

4.~tD lutölC. '1, O.~el'1 von, den Dienststellen zu ~aS&b sind·, gew .... 
lt.~. ~l"e, .. wa~iCb8 Rücksc~i1'1briefe und gewöhnliqhe P08t~artea ohne 

7~.iaac~ aufgeben 4ü~ten. 
~ Reebt c1erlehörden und Ämter. ihre ~riete und Postkar'.n ohne 

".' .... h-. autaugebel'l, blieb auo~ vor dem Jahre 1938 unangetastet, obw~A1 
.... 11&r.Po8tselN.hrel1. in Form der "Jahresge~}uilt entrichten konnten, we.u 

••• b 4t •••• Ve~tabren 4aau tühr1le, dass die Zahl der nichttrei~emaohtea 
J~1.t •• ft4~18» .~h.blioh geringer ~. Die jeweilige Höhe der :ahresce­
b~.l1b.'l:". WU1"de nämlich durch eine aJ,.le vier ~ahrlil in den llona:ten 

1Iaae*, A~il. Juli uad Oktober stattfindende Zählung der vOn den Bebö~.a 

ud _tema.utgegebenen gewöhnlioh~n ':ari~f'sendungen ermittelt. ))er Zeit ... 

p1lbt't 4e~ Z~l\U1&el\ war .'ber den :,3ehörden und Ämtern b.eka.:r~n:t. Dies. kou­
te. d.ba~ d1. Zahl der Sendungen mit Jahresgebühr in den Z~blmdn~ten ~a­
'unh e1uo~JIlltea. has "ie 1.1'1 gesteigertem Umfang Sendungen mit de. , 

V.:raerk lipostg.bi1llr bei~ Empt'tinger e:l.nheben" a.ufgaben • 
. ~._-----~ 

:.;:::;.-::=rUa 1l\ln cler Post eine ihren Detörderungsleistungen entspreohende 

VersÜtuDg S\t, sicbern, wurde im Jahre 1945 davlD Absta.nd genommen, die 

·'..ra.hnwgebühr·· wieder ein~uführem. Die Gebührel'1$ntriobtung 8011 te für 

4~. :B..ehörden Ul'ld. .läter a.ber insofern erleichtert werden, -.la 1lmen die 

•• clicbke1. geboten wurde. die Postgebilhl-en für die von ihnen aulgege­

penell pwlShnlicben und eingeschriebenen Brietsendungen im W6ge der Ge­

bühr~U:latundv.n~ monatl.ich i,1ft naehlt,::1,ein ~u ent:rieht~il • 
.. t·, 
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Im Jahre 1950 macl:rten 5.715 Dienststellen deI ,1IU'D4es. tlet Linder, 
der Bezirke und der Gemeinden von dieser Mögliohkeit Oebrauob. Die ihnen 
für 32 Millionen Briefsendungen g~stundeten GebUhren betrugen 21 Millionen 
Schilling. Das Stundungsve~fahren verursac~t gegenüber der !ehandlung von 
freigemaohtsJ:). Sendungen weder für Behördell: nooh für die Post:Mebrkosten, 
da in bE:tiden FälloJ:l die Höhe der Postgebühr ell1l1ittelt und die Richtigkeit 
der Fre1machUng überprüft werden muss. 

))1e Postverwe.ltunB,ist selbstverständlich bereit. die Frage zu prüfen, 
welche Art derGebii~~ntrichtung für die Brie:tsendunpn der ~ehörden und 
Ämter z_ck:m.ässlse~ \Uld wirtschaftlicher wä.re als das derzeitige Verfahren, und 
hat ber~1ts die el't'orderlichen Ermittlungen eingeleitet • 

... -......... -.~ 
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